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(3) Die Dauer der in den Friedhofsordnungen festzulegenden 
Nutzungsrechte soll mindestens der Zeitdauer der Ruhefristen 
entsprechen.

(4) Unter Denkmalschutz stehende Objekte sind entspre­
chend den Rechtsvorschriften ständig zu unterhalten.2

(5) Für Böden, deren Struktur eine für Erdbestattungen 
außergewöhnlich lange Ruhefrist erfordert, kann in Abwei­
chung vom Abs. 3 ein verkürztes Nutzungsrecht erteilt werden, 
wenn danach die Beisetzung von Urnen durch Erteilung neuer 
Nutzungsrechte für Umenstellen vorgesehen wird.

§15
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Veröffent­

lichung in Kraft.

Berlin, den 17. April 1980

Dr. W a n g e  
Minister

Zweite Durchführungsbestimmung1 
zur Verordnung 

über das Bestattungs- und Friedhofswesen 
— Hygiene bei der Überführung, der Bestattung 
und der Exhumierung menschlicher Leichen —

vom 2. Juni 1980

Auf Grund des § 17 der Verordnung vom 17. April 1980 über 
das Bestattungs- und Friedhofswesen (GBl, I Nr. 18 S. 159) wird 
im^Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zentralen 
Staatsorgane folgendes bestimmt:

§ 1
(1) Eine Leiche im Sinne dieser Durchführungsbestimmung 

ist der Körper eines Verstorbenen oder totgeborenen Men­
schen, dessen Tod ln einem Totenschein2 bescheinigt ist.

(2) Für Leichenreste oder Leichenteile gelten die nachfol­
genden Bestimmungen dieser Durchführungsbestimmung ent­
sprechend.

Zu § 2 der Verordnung:
§ 2

(1) Dienste an Verstorbenen dürfen erst nach der ärztlichen 
Leichenschau vorgenommen werden. Sie umfassen das Wa­
schen, Einkleiden, Frisieren, Rasieren, Einsargen und die Auf­
bahrung des Verstorbenen sowie die Ausführung von Sarg- 
innenschmuck und die Hilfeleistung bei der Leichenschau. Die 
Ausübung kann durch den Kreisarzt, den Staatsanwalt oder 
die staatlichen Untersuchungsorgane untersagt oder einge­
schränkt werden.

(2) Personen, die Dienste gemäß Abs. 1 haupt-, neben- oder 
freiberuflich ausüben, sind vom Kreisarzt auf ihre Eignung, 
Kenntnisse und Voraussetzungen für diese Tätigkeit zu prü­
fen. Den Betreffenden ist eine Bescheinigung auszuhändigen, 
die sie berechtigt, diese Tätigkeit auszuüben. Der Kreisarzt 
sichert die regelmäßige Schulung dieses Personenkreises.

(3) Dienste gemäß Abs. 1 dürfen Personen nicht ausüben, 
die

a) im Lebensmittelverkehr,
b) in der medizinischen und pflegerischen Betreuung der 

Bürger,

1 1. DB vom 17. April 1980 (GBl. I Nr. 18 S. 162)
2 Z. z. gilt die Anordnung vom 4. Dezember 1978 über die ärztliche 

Leichenschau (GBl. I 1979 Nr. 1 S. 4).

c) in Einrichtungen der Körperpflege,
d) in Einrichtungen zur Betreuung, Bildung und Erziehung 

von Kindern und Jugendlichen
tätig sind.

(4) Für die Einrichtungen des Bestattungswesens gilt die 
Rahmen-Hygieneordnung.

§3
Eine Leiche ist in einen fest schließenden, widerstandsfähi­

gen, gut abgedichteten Sarg einzusargen. In einen Sarg darf 
nur eine Leiche gebettet werden.

§4
(1) War der Verstorbene an einer meldepflichtigen übertrag­

baren Krankheit3 (Infektionskrankheit) erkrankt, ist der Be­
stattungsschein durch einen schrägen roten Strich zu kenn­
zeichnen.

(2) Sofern eine der in der Anlage genannten übertragbaren 
Krankheiten festgestellt wurde, ist die Leiche unmittelbar 
nach der ärztlichen Leichenschau ohne Ausübung der Dienste 
gemäß § 2 Abs. 1 einzusargen. Der Sarg ist sofort fest zu ver­
schließen, äußerlich sichtbar zu kennzeichnen und unverzüg­
lich in einen Leichenaufbewahrungsraum zu überführen. Das 
Wiederöffnen des geschlossenen Sarges ist nur mit Genehmi­
gung der Kreis-Hygieneinspektion gestattet.

(3) Die Kreis-Hygieneinspektion kann in Abstimmung mit 
der Bezirks-Hygieneinspektion die Bedingungen gemäß Abs. 2 
zeitlich begrenzt für weitere, in der Anlage nicht genannte 
übertragbare Krankheiten festlegen, wenn hierfür aus Grün­
den des Infektionsschutzes ein Erfordernis besteht

§5
(1) Die Überführung von Leichen ist im Straßenverkehr 

grundsätzlich nur mit Spezialfahrzeugen für Leichentrans­
porte vorzunehmen. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung 
durch die Kreis-Hygieneinspektion.

(2) Für Überführungen mit der Eisenbahn, auf dem Luft- 
und Seeweg gelten die in den jeweiligen Beförderungsord­
nungen enthaltenen Festlegungen.

Zu § 4 der Verordnung:
§ 6

(1) Bis zu einer vorgesehenen Überführung nach einem 
anderen Ort oder in einen anderen Staat sowie bei erforder­
lichen Unterbrechungen einer solchen Überführung ist die 
Leiche vorübergehend in einen Leichenaufbewahrungsraum 
zu überführen.

(2) Die Überführung in einen Leichenaufbewahrungsraum 
darf weder veranlaßt noch vorgenommen werden, solange 
dies durch den Kreisarzt, den Staatsanwalt oder durch die 
staatlichen Untersuchungsorgane4 untersagt ist.

(3) Als Leichenaufbewahrungsräume gelten Räumlichkei­
ten von Friedhöfen, Krematorien und medizinischen Einrich­
tungen sowie Feierabend- und Pflegeheimen, die zur Aufbe­
wahrung von Leichen bis zur Bestattung bzw. Einäscherung 
bestimmt sind. Leichenaufbewahrungsräume dürfen nicht für 
andere Zwecke benutzt werden.

(4) Hausaufbahrungen sind nicht zulässig.

Zu § 7 der Verordnung:
§7

Eine Fristverlängerung ist nicht zulässig, wenn bei dem 
Verstorbenen eine übertragbare Krankheit gemäß der Anlage

3 z. Z. güt das Gesetz vom 20. Dezember 1965 zur Verhütung und Be­
kämpfung übertragbarer Krankheiten beim Menschen (GBl. I 1966 Nr. 3 
S. 29).

4 Z. Z. gilt § 88 Abs. 2 der Strafprozeßordnung der Deutschen Demo­
kratischen Republik — StPO - vom 12. Januar 1968 in der Neufassung 
vom 19. Dezember 1974 (GBl. I 1975 Nr. 4 S. 62).


